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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 13 R 254/06 B 

 

 

 
............................................................ , 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ........................................................,  
  

 
 
 
 

g e g e n 
 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 27. Juni 2006 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  S t e i n w e d e l   sowie die Richter   Dr.  F i c h t e 

und   Dr.  T e r d e n g e 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil  

des Bayerischen Landessozialgerichts vom 16. Februar 2006 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergericht- 

lichen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 16. Februar 2006 hat das Bayerische Landessozialgericht (LSG) einen Anspruch 

des Klägers auf Gewährung von Rente wegen Erwerbsunfähigkeit bzw Erwerbsminderung ver-

neint.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim Bundessozial-

gericht (BSG) Beschwerde eingelegt. Er beruft sich ausschließlich auf das Vorliegen eines Ver-

fahrensmangels. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Die Begründung genügt den 

gesetzlichen Anforderungen nicht, weil keiner der in § 160 Abs 2 des Sozialgerichtsgesetzes 

(SGG) abschließend aufgeführten Zulassungsgründe ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl 

§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG).  

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), so müssen 

für die Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG) zunächst die den 

Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden (vgl 

BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 34, 36). Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass 

und warum die Entscheidung des LSG ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht auf 

dem Mangel beruhen kann, dass also die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht 

(vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 36). Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG kann der 

geltend gemachte Verfahrensmangel allerdings nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 

Abs 1 Satz 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich 

auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist.  

 

Der Kläger rügt als Verfahrensmangel, das LSG habe seinen Anspruch auf Gewährung rechtli-

chen Gehörs (vgl § 62 SGG iVm Art 103 Abs 1 des Grundgesetzes <GG>) verletzt, indem es zu 

Unrecht seinem Antrag auf Einholung eines Sachverständigengutachtens gemäß § 109 SGG 

wegen angeblicher Fristversäumnis zurückgewiesen habe. Auf eine Verletzung des § 109 SGG 

kann eine Rüge jedoch nach der eindeutigen Vorschrift des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG 

nicht gestützt werden. Mit der Rüge der Verletzung rechtlichen Gehörs kann aber der Aus-

schluss der Möglichkeit einer Rüge der Verletzung des § 109 SGG nicht umgangen werden, 

wenn im Kern doch eine Verletzung dieser Vorschrift gerügt wird; hierin liegt keine Missachtung 

des Art 103 Abs 1 GG oder der Grundsätze des fairen Verfahrens (BSG Beschluss vom 7. März 

2000 - B 9 V 75/99 B - ; BSG Beschluss vom 30. Juni 1998 - B 2 U 322/97 B - mwN; s auch 

Bundesverfassungsgericht Beschluss vom 12. April 1989 - SozR 1500 § 160 Nr 69). 
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Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen 

Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 SGG iVm § 169 Satz 3 SGG durch 

Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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